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Leitsatz
Sind Kinder von einer Ausweisung betroffen, muss das 
Kindeswohl eine vorrangige Überlegung sein. Die Behör-
den müssen daher Beweise hinsichtlich des Kindes-
wohls erheben und bewerten, um es effektiv zu schüt-
zen.

Ein Aufenthaltsverbot gegen die Mutter eines bei sei-
nem Vater lebenden Kindes mit österreichischer Staats-
bürgerschaft kann verhältnismäßig sein, wenn es wegen 
wiederholter Begehung schwerer Straftaten verhängt 
wurde, zeitlich befristet ist und der Kontakt zwischen 
Mutter und Kind aufrecht erhalten werden kann. 
 
Rechtsquellen
Art. 8 EMRK
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Sachverhalt

Die 1966 geborene ErstBf. ist Staatsangehörige der Slo-
wakei. Sie kam 1990 nach Österreich, wo sie zunächst 
befristete und schließlich 1997 einen unbefristeten Auf-
enthaltstitel erhielt. Sie heiratete einen Österreicher und 
bekam 2002 einen Sohn (den ZweitBf.) mit ihm. Nach 
der Ehescheidung behielten beide die gemeinsame 
Obsorge. Der ZweitBf. ist österreichischer Staatsbürger.

Die ErstBf. wurde zwischen Oktober 1993 und Mai 
2008 sieben Mal strafrechtlich verurteilt, unter anderem 
wegen vorsätzlicher Körperverletzung, Sachbeschädi-
gung und mehrmals wegen schwerem bzw. gewerbsmä-
ßigem Betrug. Nachdem die Freiheitsstrafen wiederholt 
bedingt nachgesehen worden waren, verbüßte die Erst-
Bf. vom 28.9.2007 bis 30.12.2010 ihre Haft. Während die-
ser Zeit lebte der ZweitBf. bei seinem Vater.

Schon nach ihrer zweiten Verurteilung wurde die Erst-
Bf. 1994 von der Fremdenpolizei gewarnt, dass eine wei-
tere Verurteilung ein Aufenthaltsverbot nach sich zie-
hen könnte. Nach ihrer letzten Verurteilung erließ die 
Bundespolizeidirektion (BPD) Wien am 25.9.2008 ein 
unbefristetes Aufenthaltsverbot gegen die ErstBf. Eine 
dagegen erhobene Beschwerde wurde vom UVS Wien 
am 6.4.2009 abgewiesen. Angesichts ihrer Verurteilun-
gen und der Schwere der von ihr begangenen Straftaten 
erachtete der UVS das Aufenthaltsverbot als verhältnis-
mäßig. Zudem wäre es ihrer Familie aufgrund der gerin-
gen Distanz zwischen Wien und Bratislava möglich, sie 
regelmäßig zu besuchen. Da sie im Alter von 24 Jahren 
nach Österreich gekommen war und slowakisch spre-
che, könne sie sich in ihrem Herkunftsland leicht rein-
tegrieren. Der VfGH lehnte die Behandlung der dagegen 
erhobenen Beschwerde am 16.6.2009 ab und verwies 
diese an den VwGH, der am 9.11.2009 die Behandlung 
ebenfalls ablehnte.

Im Jänner 2011 wurde ein Antrag der ErstBf. auf Auf-
hebung des Aufenthaltsverbots von der BPD Wien abge-
wiesen. Der dagegen erhobenen Beschwerde wurde 
vom UVS Wien am 12.9.2011 teilweise stattgegeben und 
die Dauer des Aufenthaltsverbots auf acht Jahre befris-
tet, womit dieses in jedem Fall am 29.9.2016 endet. Die 
dagegen erhobenen Beschwerden der ErstBf. wurden 
vom VfGH und vom VwGH zurückgewiesen.

Das Jugendamt Wien erklärte in einer Stellungnahme 
vom 18.6.2012, dass die Trennung der ErstBf. von ihrem 
Sohn durch die Freiheitsstrafe bereits eine traumatisie-
rende Wirkung auf diesen gehabt hätte und eine neuer-
liche Trennung wahrscheinlich eine Retraumatisierung 
nach sich ziehen und die psychologische Entwicklung 
des Kindes beeinträchtigen würde. Es würde daher dem 
Kindeswohl entsprechen, der Mutter einen Aufenthalts-
titel zu gewähren. Diese psychischen Belastungen des 
Kindes wurden in weiteren Stellungnahmen eines Psy-
chologen und eines Neurologen bestätigt.
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Nachdem ein weiterer Antrag auf Aufhebung des Auf-
enthaltsverbots erfolglos geblieben war, wurde die Erst-
Bf. am 4.12.2012 in die Slowakei abgeschoben. Der 
ZweitBf. lebt weiterhin bei seinem Vater in Wien. Die 
Eltern teilen sich die Obsorge.

Rechtsausführungen

Die Bf. behaupten eine Verletzung von Art.  8 EMRK 
(Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens) durch 
die Verhängung des Aufenthaltsverbots.

I.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 8 EMRK

(43) Die Bf. rügen, dass das gegen die ErstBf. verhäng-
te Aufenthaltsverbot eine Verletzung von Art.  8 EMRK 
begründet habe. Sie bringen weiters vor, ihre dadurch 
verursachte Trennung voneinander habe ihnen beiden 
irreversibles psychisches Leiden zugefügt und würde 
daher eine unmenschliche und erniedrigende Behand-
lung iSv. Art. 3 EMRK darstellen. Der GH ist der Ansicht, 
dass diese Beschwerde betreffend die Auswirkungen der 
Ausweisung auf die psychische Gesundheit der Bf. eben-
falls unter Art. 8 EMRK fällt [...].

1.  Zulässigkeit

(45) Die Regierung brachte vor, die ErstBf. habe es verab-
säumt, die innerstaatlichen Rechtsbehelfe zu erschöp-
fen, weil sie die Entscheidung des UVS vom 12.9.2011 
nicht angefochten hatte. [...]

(46) Die Bf. entgegneten, dass sie die Entscheidung 
des UVS vom 12.9.2001 sehr wohl mit Beschwerden an 
den VfGH und den VwGH angefochten hätten. Diese 
wären jedoch von beiden Gerichten zurückgewiesen 
worden. [...]

(47) Der GH ist angesichts des ihm vorliegenden Mate-
rials davon überzeugt, dass die ErstBf. hinsichtlich des 
Verfahrens über die Aufhebung des Aufenthaltsverbots 
die innerstaatlichen Rechtsbehelfe erschöpft hat. Wie 
der GH weiters feststellt, ist die Beschwerde weder offen-
sichtlich unbegründet iSv. Art. 35 Abs. 3 lit. a EMRK noch 
aus einem anderen Grund unzulässig. Sie muss daher 
für zulässig erklärt werden (einstimmig).

2.  Entscheidung in der Sache

(63) In Üner/NL wurden von der Großen Kammer die 
relevanten Kriterien zusammengefasst, die bei der Beur-
teilung anzuwenden sind, ob ein in der Form einer Aus-
weisung erfolgender Eingriff in einer demokratischen 
Gesellschaft notwendig ist [...]. 

(64) Überdies ist, wenn Kinder betroffen sind, das Kin-
deswohl zu berücksichtigen. Zu diesem speziellen Punkt 

erinnert der GH daran, dass – auch im Völkerrecht – ein 
breiter Konsens zugunsten des Gedankens besteht, dass 
bei allen Kinder betreffenden Entscheidungen deren 
Interessen von vorrangiger Bedeutung sind. Auch wenn 
sie für sich alleine nicht entscheidend sein können, 
muss diesen Interessen gewiss bedeutendes Gewicht 
beigemessen werden. Dementsprechend müssen nati-
onale Spruchkörper grundsätzlich Beweise hinsicht-
lich der praktischen Durchführbarkeit, Machbarkeit 
und Verhältnismäßigkeit jeder Ausweisung eines aus-
ländischen Elternteils aufnehmen und bewerten, um 
dem Wohl der davon direkt betroffenen Kinder ausrei-
chendes Gewicht beizumessen und effektiven Schutz 
zu gewähren. In diesem Zusammenhang ist auf Art.  3 
UN-Kinderrechtskonvention zu verweisen, wonach das 
Kindeswohl bei allen von öffentlichen Stellen getroffe-
nen Maßnahmen, die Kinder betreffen, ein vorrangig zu 
berücksichtigender Gesichtspunkt ist. 

(66) Eingangs stellt der GH fest, dass die Beziehung 
zwischen den Bf. eindeutig »Familienleben« iSv. Art.  8 
EMRK darstellte, weshalb diese Bestimmung im vorlie-
genden Fall anwendbar ist. Im Gegensatz dazu hat die 
ErstBf. keine besondere Abhängigkeit zwischen ihr und 
anderen in Österreich lebenden Familienmitgliedern 
nachgewiesen.

(67) Das Aufenthaltsverbot gegen die ErstBf. begrün-
dete einen Eingriff in das Recht beider Bf. auf Achtung 
ihres Familienlebens nach Art. 8 EMRK. Dieser Eingriff 
war gesetzlich vorgesehen und diente einem legitimen 
Ziel iSv. Art.  8 Abs.  2 EMRK. Dies ist unbestritten. Es 
bleibt daher zu prüfen, ob die gegen die ErstBf. ergriffe-
nen Maßnahmen auch verhältnismäßig zu den verfolg-
ten Zielen waren, insbesondere in Hinblick auf die Tren-
nung von ihrem Sohn.

(69) Das erste zu beurteilende Kriterium ist die Natur 
und Schwere der von der ErstBf. begangenen Straftaten. 
Wie der GH feststellt, weist ihr Vorstrafenregister sieben 
Verurteilungen auf, die meisten davon wegen schwe-
rem Betrug, aber auch wegen Körperverletzung, Tätlich-
keit und Sachbeschädigung. Die schwerste gegen sie 
verhängte Sanktion war eine dreijährige Freiheitsstra-
fe. Zwischen ihrer Verurteilung 2002 und ihrer letzten 
Verurteilung 2008 gab es keine signifikante Zeitspanne, 
während der sie nicht an strafbaren Aktivitäten betei-
ligt gewesen wäre. Insbesondere die letzte Verurteilung 
muss als schwerwiegend angesehen werden. Der GH 
stellt in diesem Zusammenhang fest, dass die von der 
ErstBf. begangenen Straftaten mit der Zeit immer erns-
ter wurden. Es scheint allerdings, dass sie nach ihrer 
Haftentlassung im Dezember 2010 nicht mehr straffäl-
lig wurde. 

(69) Zur Zeit der Begehung ihrer letzten Straftat muss 
der ErstBf. bewusst gewesen sein, dass eine weitere 
strafrechtliche Verurteilung ihre Ausweisung nach sich 
ziehen würde, da sie bereits 1994 von den Behörden ent-
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sprechend verwarnt worden war. In diesem Zusammen-
hang stellt der GH fest, dass das Aufenthaltsverbot im 
September 2008 erlassen wurde und im September 2016 
auslaufen wird, ungeachtet der Frage, wann die ErstBf. 
tatsächlich das Land verlassen hat. Da die ErstBf. erst im 
Dezember 2012 ausgewiesen wurde, wird sich das Auf-
enthaltsverbot tatsächlich nur vier Jahre lang auf die Bf. 
auswirken. 

(70) Zur Dauer des Aufenthalts der ErstBf. stellt der 
GH fest, dass sie 1990 im Alter von 24 Jahren und damit 
als Erwachsene nach Österreich kam und sich hier bis 
zur Erlassung des Aufenthaltsverbots rechtmäßig auf-
hielt. Insgesamt lebte sie rund 22 Jahre in Österreich. 

(71) Was die familiäre Situation der ErstBf. betrifft, 
ist unbestritten, dass sie enge familiäre und soziale Bin-
dungen in Österreich hat, wo ihr Sohn und weitere Fami-
lienmitglieder leben, während sie in der Slowakei keine 
sozialen Bindungen mehr zu haben scheint. Allerdings 
spricht sie die Sprache und verbrachte die prägenden 
Jahre ihrer Kindheit und Jugend dort. Auch ist die Slo-
wakei ein Nachbarstaat Österreichs und ebenfalls Mit-
glied der EU und es bestehen regelmäßige öffentliche 
Verkehrsverbindungen zwischen Wien, wo ihre Fami-
lie lebt, und Bratislava, wohin sie ausgewiesen wurde. 
Diese Nähe erlaubt ihrer Familie, sie oft und ohne gro-
ßen Aufwand zu besuchen, da zwischen den beiden 
Staaten keine Reisebeschränkungen oder Visaerforder-
nisse bestehen. 

(72) Der GH anerkennt, dass es dem Wohl des ZweitBf. 
entsprochen hätte, sein Leben mit seiner in Wien anwe-
senden Mutter fortzusetzen. Dazu bemerkt der GH, dass 
die österreichischen Behörden sich in ihrer Einschät-
zung vielfach auf die familiäre Situation der Bf. bezogen 
haben, aber zu dem Schluss gelangt sind, das öffentli-
che Interesse an der Ausweisung der ErstBf. würde ange-
sichts der Schwere der von ihr begangenen Straftaten 
gegenüber den persönlichen Interessen der Bf. an der 
Fortsetzung ihres Familienlebens in Österreich über-
wiegen. 

(73) Zur Beziehung zwischen den Bf. stellt der GH fest, 
dass [...] eine erhebliche Störung des Familienlebens 
bereits eintrat, als die ErstBf. 2007 ihre Freiheitsstra-
fe antreten musste. Die damals erfolgte Trennung zwi-
schen Mutter und Kind scheint beiden gravierende psy-
chische Probleme bereitet zu haben. Die Ausweisung 
der ErstBf. im Jahr 2012 verursachte ohne Zweifel eine 
weitere Störung des Familienlebens. Allerdings konn-
te die ErstBf. nach ihrer Haftentlassung nicht vernünf-
tigerweise erwarten, einen weiteren Aufenthaltstitel zu 
bekommen und ihr Familienleben mit ihrem Sohn in 
Österreich fortsetzen zu können, da das Aufenthaltsver-
bot zu diesem Zeitpunkt bereits rechtskräftig war. 

(74) Angesichts der obigen Überlegungen [...] ist der 
GH überzeugt, dass die österreichischen Behörden 
ihren Ermessensspielraum nicht überschritten haben 

[...]. Es hat daher keine Verletzung von Art. 8 EMRK statt-
gefunden (einstimmig). 

II.  Zu den sonstigen behaupteten Verletzungen 

(75) Die Bf. rügten eine Verletzung von Art. 6 EMRK, weil 
sich weder der VfGH noch der VwGH in der Sache mit 
der Beschwerde der ErstBf. befasst hätte. [...]

(76) Der GH erinnert daran, dass Entscheidungen 
über Einreise, Aufenthalt und Ausweisung eines Frem-
den weder zivilrechtliche Ansprüche und Verpflichtun-
gen noch eine strafrechtliche Anklage iSv. Art.  6 Abs.  1 
EMRK betreffen. Folglich ist Art. 6 EMRK auf die vorlie-
gende Beschwerde nicht anwendbar und dieser Teil der 
Beschwerde unzulässig [...] (einstimmig).

(77-78) Die Beschwerde unter Art. 2 und Art. 5 EMRK 
wurde nicht weiter begründet [...]. Dieser Teil der 
Beschwerde ist daher offensichtlich unbegründet und 
muss nach Art. 35 Abs. 3 lit. a und Abs. 4 EMRK [als unzu-
lässig] zurückgewiesen werden (einstimmig).
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